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Baldiges Kriegsende?
Wie geſtern Berliner Abendblätter meldeten, wurde die

Ankunft der Waffenſtillſtandsbedingungen des Generals Foch
im Laufe der letzten Nacht in Berlin erwartet; ſie würden
danach inzwiſchen bereits in Berlin angelangt ſein.

Wie erinnerlich, hat Präſident Wilſon in ſeiner letzten
Note dieWeitergabe des deutſchen Erſuchens um einenWaffen
ſtillſtand an die Verbündeten angekündigt und mitgeteilt,
daß die Verbandsregierungen das Gutachten ihrer militäri
ſchen Berater anhören würden. Es handelt ſich nunmehr um
das Ergebnis der inzwiſchen abgeſchloſſenen Beratungen, das
jetzt der deutſchen Regierung mitgeteilt werden ſoll.

Das Friedens und Waffenſtillſtandsgeſuch an Wilſon
erging gleichzeitig von Deutſchland, Oeſterreich- Ungarn und
der Türkei. Deutſchland erhielt alsbald Antwort; ein drei-
maliger Notenwechſel hat die Verhandlungen ſoweit geführt,
daß Deutſchland eine Reihe wichtiger Vorbedingungen Wil-
ſons erfüllt hat, darunter bekanntlich die Erklärung der Be
reitſchaft r Räumung der beſetzten Gebiete, die Einſtellung
des unbeſchränkten Unterſeebootkrieges und die unbedingte
Unterordnung der Krone und der Militärgewalt unter den
Volkswillen, der ſich im Reichstag und der von ihm einge
er Regierung verkörpert. Die Reichsregierung konnte
da nach allen dieſen Zugeſtändniſſen Wilſon auffordern,
nunmehr die Vorſchläge der Alliierten für den Waffenſtill
ſtand zu übermitteln. Bis dieſe eintreffen, kann unmöglich
lange dauern; offenbar beſtehen ja unter den Alliierten überWaffenſtilſtanderedingungen und Friedensgrundſätze Mei-

nungsverſchiedenheiten, die erſt ausgeglichen werden müſſen;
aber die Beratungen in Paris werden zweifellos bald J
einer gemeinſamen Erklärung der uns feindlichen Regieen führen, und dann ſtehen wir por der letzten großen

en. Sie ſchon jetzt vorweg nehmen zu wollen, iſt

u tch. 53Anders find die Verhandlungen zwiſchen Wilſon und
OeſterreichUngarn gelaufen. Der amerikaniſche Präſident
hat dem Grafen Burian erwidert, daß nach Anerkennung der
TſchechoSlowaken als Staat er die öſterreichiſchungariſche
Regierung nicht mehr als Vertretung der bisher unter Habs-
burgs Zepter vereinigten Völker anſehen könne. Darauf hat
nun der neue öſterreichiſchungariſche Außemminiſter, Graf
Julius Andraſſy, geantwortet, OeſterreichUngarn füge ſich
allem, was Wilſon wolle. Es ſei bereit, ohne auf Deutſchland
zu warten, Waffenſtillſtand und Frieden zu ſchließen. Es
wolle auch die Verhandlungen über den Jnhalt des Friedens
von den Regierungen der einzelnen Nationen führen laſſen.

Dieſe Erklärung iſt gänzlich belanglos. Wilſon kann
nach ſeiner vorhergehenden Note nur noch dem Bedeutung
beimeſſen, was die Regierungen der auf früher öſterreichi
ſchem und ungariſchem Staatsgebiet ſich bildenden National-
ſtaaten ihm mitteilen. Eine Regierung, für die Graf An
draſſy ſprechen könnte, exiſtiert für Wilſon nicht und exiſtiert
obendrein auch tatſächlich nicht mehr. OeſterreichUngarn hat
längſt zu beſtehen aufgehört und weiß es nur noch nicht ge
nau. Es iſt ein toter Körper, aus dem die Stimme des
Grafen Andraſſy ſpricht. Einem Toten zürnt niemand; de

h

halb iſt es auch bedeutungslos, daß der Sohn des Mannes
das Bundesverhältnis mit Deutſchland für hinfällig erklärt,
durch den der Zweibund 1870 geſchloſſen wurde: das deutſch
öſterreichiſche Bündnis hat von ſelbſt ſeine Exiſtenz verloren,
als der eine Vertragspartner ſein ſtaatliches Leben beendete.

Die öſterreichiſch- ungariſche Regierung iſt in einer äußerſt
merkwürdigen Lage; wären die Zeiten nicht ſo bitter ernſt,
müßte man über die Tragikomödie lachen. Der Staat, den
ſie vertritt, beſteht nicht mehr; wohl aber beſteht noch das
öſterreichiſch- ungariſche Heer und ſchlägt nach wie vor un
erſchüttert alle feindlichen Angriffe zurück. Offenbar wird
dieſes Heer die Waffenſtillſtandsbedingungen mit den Fein-
den vereinbaren müſſen, da ſonſt ein Ende des Blutvergießens
an der öſterreichiſchungariſchen Front nicht abzuſehen iſt.

Die Note Andraſſys wird dieſes Heer ſo wenig berühren,
wie ſie Wilſon berührt. Auch an der Haltung der deutſchen
Regierung wird ſie ſchwerlich etwas ändern. Die neue Volks
regierung rechnet ſchon längſt nur mit den Tatſachen.

Die Tatſachen liegen ſo, daß das deutſche Heer wieder
feſtſteht und von keiner unmittelbaren Kataſtrophe bedroht
iſt. Aber auf der anderen Seite hat der Krieg jeden poli
tiſchen Sinn verloren. Siegen kann Deutſchland unmögktch,
nachdem es alle Bundesgenoſſen verloren hat und gewiß ſein
muß, daß die feindliche Uebermacht an Menſchen und Material
ſtändig wächſt.

Unter dieſen Umſtänden geht die deutſche Regierung ge
radlinig den Weg zum Frieden. Sie verfolgt dabei zwei Me
thoden, international die des Anſchluſſes an die Wilſonſchen

rinzipien, deren Durchſetzung nun dem Präſidenten der
Vereinigten Staaten obliegt, innerpolitiſch die durchgreifen
der Reformen. Schon die bisher durchgeſetzten Fortſchritte
ändern die deutſche Reichsverfaſſung im Kern: die Regierung
iſt künftig tatſächlich und rechtlich allein vom Reichstag ab
hängig, und außer dieſer Regierung gibt es keine Macht
mehr, weder eine dynaſtiſche, noch eine militäriſche, die irgend
welche politiſchen Entſcheidungen treffen könnte. Auf dieſem
Wege wird nun zunächſt im Reich und in den Einzelſtaaten
fortgeſchritten werden. Das vollzieht ſich unabhängig von
den Forderungen, die vielleicht Wilſon noch erhebt. Die Frie
densarbeit aber kann jetzt unmittelbar erſt weitergeführt
werden, wenn die Alliierten ihre Bedingungen genannt
haben.

Die chauviniſtiſche Preſſe in Frankreich und die imperia-
liſtiſche Preſſe in England überbieten ſich darin, die Staats
männer der Entente dazu zu drängen, Forderungen demü-
tigendſter Art aufzuſtellen, die nicht nur den deutſchen Staat,
ſondern auch das deutſche Volk in ſeinen einzelnen Gliedern
treffen wollen.

Jn Paris nimmt Jouhair gegen die Schreier, die
nur darauf ausgehen, die Waffenſtillſtandsbedingungen ſo
hoch wie möglich hinaufzuſchrauben, energiſch Stellung und
betont, daß die franzöſiſche Arbeiterklaſſe ihrem Jdeal, der
Verbrüderung der Völker, treu bleiben und allen chauviniſti-
ſchen Treibereien entgegentreten werde.

Der ſächſiſche Staatsrat.
Die Königliche Verordnung, die den Zweck der Einrich-

tung feſtlegt und die Berufung der h des Staats
rates vorſieht, iſt erſchienen. Jhre neun Paragraphen haben
dieſen Wortlaut:

S 1. Der Staatrat hat die ihm von uns zugewieſenen Ange
legenheiten zu beraten. Die Zuweiſung erfolgt durch königliche

die vom vorſitzenden Staatsminiſter gegengezeich-
net iſt.

S 2. Der Staatsrat ſetzt ſich zuſammen aus den Ritgliedern
des Geſamtminiſteriums, den Präſidenten der beiden Stände-
kammern, den in der Anlage namentlich aufgeführten Mitglie-
dern der Erſten und Zweiten Kammer und den auf Vorſchlag des
Staatsrates von uns ſür einzelne Angelegenheiten berufenen
agußerordentlichen Mitgliedern. ir behalten uns vor,
einen königlichen Prinzen zu beauftragen, den Verhandlungen
des Staatsrates beizuwohnen.
H. 8. Der Staatsrat iſt beſchlußfähig, wenn mindeſtens die

Hälfte ſeiner Mitglieder anweſend iſt. Die Sitzungen des Staats
rates ſind geheim, doch können zu ſeinen Sitzungen Beamte des
Miniſteriums zugezogen werden. An der Abſtimmung nehmen

nicht teil. Der Staatsrat kann beſchließen, daß über eine
rhandlung im einzelnen Falle Mitteilungen an dies Preſſe ge-

geben werden.
S 4. Der Vorſitzende des Staatsrates iſt der vorſitzende

Staatsminiſter, er beſtimmt im Bedarfsfalle einen Stellvertreter.
s 5. Der Staatsrat regelt ſeine Geſchäftsordnung ſelbſtändig.

e Der Staatsrat beſchließt nach Stimmenmehrheit;. bei
mmengleichheit entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden

4 7. Ueber die Verhandlungen des Staatsrates ſind Nieder
Sitten aufzunehmen, die vom Vorſitzenden und vom Schrift-

rer zu unterzeichnen ſind.
8. Die Mitglieber des Staatsrates mit Ausnahme der Mit

glieder des Geſamtminiſteriums erhalten Au ndsentſchädigung

S 9. Die Kanzleigeſchäfte des Staatsrates werden von dem
Kanzler des Geſamtminiſteriums erledigt, das auch die Schrift-
führer ſtellt.

Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft.

Der Staatsrat iſt danach alſo als eine dauernde, be-
ſchlußfähige Einrichtung gedacht. Seine Wirkſamkeit wird ſich
aber wohl auf die Durchführung der Parlamentariſierung
beſchränken. Die Verordnung iſt übrigens von ſämtlichen
neuernannten Miniſtern unterzeichnet, woraus zu folgern
es ſämtliche Miniſter für die Parlamentariſierung ein-
treten.

Die Friedensverhandlungen der
Türken.

Konſtankinopel, 29. Oktober. Die Agentur Milli teilt die offizielle
Aufnahme der Sonderverhandlungen der Türkei mit der Entente mit.

Unterhändlern gehört auch der Generalſtabschef der 3. Armee
adulla.

m P E r eine r r W ewonach ein rliger bevorſtehl. Wenn die weiteren Bedin-
gungein. keine Berichterſtattung der Delegierten notwendig machen, wer

en die Bedingungen leichter fein als für Bulgarien: Keine militäriſche
Beſetzung von Konſtantinopel oder ſonſtiger türkiſcher Gebiete

Die Bedingungen für Oeſterreich.
tu Geuf, 30. Oktober. Das meiſt ausgezeichnet unterrichtete Blatt

nennt unter den Bedingungen, die die Entente Oeſterreich-
ngarn ſtellen wird, Beſetzung aller Eiſenbahnlinien und ſtrate

giſchen Punkte des Landes, Demobiliſierung der Armee oder
vielmehr die Verteilung ihrer Regimenter zwiſchen den einzelnen Natio-
nalitäten, die durch die Verbündeten als kriegführende gegen die Mittel-
mächte anerkannt werden. Dieſe Regimenter würden ſich alſo keines-

und Reiſekoſtenvergütung, deren Höhe der Vorſitzende im Ein
dernehmen mit dem Staatsrat feſtſetzt.

wegs der Segnungen des Friedens erfreuen, ſondern müßten die Waf
fen gegen die Deutſchen ergreifen

Dringlichſte Wohnungsnot.
Die veränderte Kriegslage hat natürlich auch unſere

unter anderen Verhältniſſen entworfenen Demobilmachungs-
pläne in einſchneidender Weiſe entwertet. Höchſtwahrſchein
lich werden viel früher und raſcher als noch vor wenigen
Monaten angenommen werden konnte, unſere Truppenmaſſen
in die Heimat zurückkommen und der Abbau unſerer Kriegs
induſtrien wird ſich auch viel raſcher als angenommen wurde,
vollziehen müſſen. Die Frage der Arbeitsbeſchaffung und
Feder mitriung muß dann ebenfalls ſchnellſtens gelöſt
werden.

Mindeſtens ſo dringlich aber iſt nunmehr auch die Be
hebung der Wohnungs nöte. Allgemein bekannt iſt
daß bereits vor dem Kriege die Wohnungsbautätigkeit ſtark
abflaute, die Wohnungsknappheit ſchon damals in Groß
ſtädten und Großinduſtriegebieten empfindlich auftrat. Die
normale Quote der Leerwohnungen (3 Prozent von dem Woh
nungsbeſtande) wurde ſchon vielerorts unterſchritten. Wäh
rend des Krieges hat die Wohnungsbautätigkeit faſt ſo gut
wie gänzlich gernht, weil Bauſtoffe und Bauarbeiter für den
Privatwohnungsbau ſchließlich faſt gar nicht mehr zu haben
waren. Auf 750 000 Wohnungen wird von erſten Sachver-
ſtändigen der jetzige Bedarf an neuen Wohnungen in Deutſch
land geſchätzt, wobei allerdings zu berückſichtigen iſt, daß der
Wohnungsmangel nicht in allen Landesteilen auftritt. Ueber-
all aber iſt der Zuſtand der Wohnungen, infolge der ausge
fallenen Reparaturen ein mehr oder weniger ſchlechter, in den
Städten ſowohl wie auf dem Lande.

Was iſt angeſichts dieſer ſeit langem in den Kreiſen der
Wohnungspolitiker erörterten Kalamität „von Amts wegen“
geſchehen? Mit Rückſicht auf die Gewaltigkeit der zu er
füllenden Aufgaben kann man ſagen: praktiſch ſo gut
wie nichts „Erwägungen“ und „Anweiſungen“ be-
ſitzen wir in Fülle aber zu der Jnangriffnahme
einer großzügigen Bautätigkeit iſt es trotzdes DrängensinParlamenten, Konferenzen,
Beiräten, Kommiſſionen uſw. noch immer
nicht gekommen! Dazu ſind wir nun in die wegen der
Witterungsverhältniſſe ungünſtigſte Bavzeit geraten. Wir
ſtehen wer weiß wie nahe vor der unumgänglichen Notwendig-
keit, den zurückkehrenden Soldaten und den notgedrungen
umzulogierenden Maſſen von Arbeiterfamilien eine wenig-
ſtens einigermaßen menſchenwürdige Unterkunft zu ver
ſchaffen. Was iſt verfäumt und geſündigt worden?

Wir ſtehen vor der kaum zu begreifenden Tatſache, daß
ſich zwar gutes, weites Baugelände vor allen Dingen in
Händen des Fiskus befindet, dieſer aber trotz aller Be
mühungen von Bauluſtigen, darunter vornehmlich Kom
munalverwaltungen und gemeinnützige Baugenoſſenſchaften,
ſich noch immer nicht herbeigelaſſen hat (z. B. in Groß-vBerlin,
Halle a. S. uſw.) den Baugrund zu einem billigen Preiſe
abzugeben! Wo im Jntereſſe billiger Kleinwohnungsbauten
ein Preis von höchſtens 1 M. pro Quadratmeter zuläſſig
wäre, fordert der preußiſche Fiskus einen Preis bis zu
5 M. Und dazu wird die fiskaliſche Entſcheidung nun ſchon
monatelang hingezogen, ſo daß ſchon deshalb noch kein
Spatenſtich zwecks Anlage von Wohnungsbauten gemacht
werden konnte. Viele koſtbare Zeit iſt ſo vertrödelt worden
durch einen gemeingefährlichen Bureaukratismus, worauf mit
Rückſicht auf die Folgen ausdrücklich öffentlich hingewieſen
werden muß.

Von den wichtigſten Bauſtoffen fehlt es am empfindlich
ſten an Ziegeln. Vor dem Kriege beſtanden in Deutſch
land zirka 18 000 Ziegeleien, die eine gewaltige Ueberproduk-
tion erzeugen konnten. Durch eine viel zu weit getriebene
Schematiſierung ſeitens der einſchlägigen Militärſtellen iſt die
Zahl der betriebenen Ziegeleien ſo reduziert worden,
daß zeitweilig nur noch weit unter 1000 Ziegeleien in Betrieb
gehalten wurden; gegenwärtig ſind es etwa 930. Die Militär-
ſtellen begründeten dieſe Maſſenſtillegung mit dem Mangel
an Kohlen und Arbeitskräften und verwieſen auf die An-
ordnungen des Reichskohlenkommiſſars. Aber man hätte doch
die in den Kohlengewinnungsgebieten liegenden Ziegeleien
im größeren Umfange arbeiten laſſen können, indem man
ihnen gelegentlich aus den großen Lagerbeſtänden der Zechen
(zeitweilig mehrere Millionen Tonnen) Brennmaterial zu-
wies, zumal dieſes doch nicht abtransportiert werden konnte.

Indeſſen ſind ſchematiſch die Kohlenmengen für das ganze
Ziegeleigewerbe angewieſen worden, ſtatt nur dort ziegeln zu
laſſen, wo reichlich Kohlen lagerten. Wiederholt iſt auf dieſe
Möglichkeit verwieſen worden, es fänden ſich auch ſchon Kom
munalverwaltungen in den Kohlenbezirken, die brachliegende
Ziegeleien in eigener Regie betreiben könnten. Nun fehlt es
angeſichts des Rieſenbedarfs faſt vollſtändig an Ziegeln und
die Wohnungsnot erhebt immer drohender ihr Haupt.Aehnlich ſo liegen die Verhältniſſe beim Zement, Auch
hierin hatten wir vor dem Kriege eine gewaltige Ueberpro-
duktion, die man durch Syndizierung der Werte und Kon
tingentierung der Produktion zu beſeitigen trachtete. Dieſen

Beſtrebungen zuliebe iſt regierungsſeitig während des Krieges
eingegriffen worden, mit dem Erfolg, daß zahlreiche Werkg
ſtillgelegt, die Geſamtproduktion auf ein Maß herabgeſet
wurde, das faſt nur den Heeresbedarf, im weiteſten Umfan
genommen, deckte. Auch hier iſt man ohne die gebühren
Rückſicht auf den Wohnungsbau vorgegangen, während man
hätte bedenken ſollen, daß doch auch die Beſchaffung von Woh
nungen eine kriegswichtige Notwendigkeit iſt. Das um
faſſende Schlagen und Zubereiten von Bauholz aus den



ata fiskaliſchen Forſten iſt ebenfalls bereits vor Jahres-

von Wohnungspolitikern dringlich gefordert worden, als
noch Zeit war, vorſorglich zu ſein. Da ſollte Arbeiter

ngel der Erfüllung der Anforderung entgegenſtehen. Man
kann ſich indes wohl vorſtellen, daß es keine Unmöglichkeit

eweſen wäre, die dringend nötigen Arbeitskräfte vom Heeres-
dienſte freizuſtellen, wofür gewiß ausreichender Erſatz aus

r Unmaſſe von militärdienſtfähigen Perſonen geſtellt wer
n konnte die ſich in den unzähligen militäriſchen Amts

Ruben im Jnlande und in den beſetzten Gebieten aufhielten.
Die ſich verſchärfende Kriſis auf dem Wohnungsmarkte iſt

n nicht t ſo beachtet worden, wie ſie es im Allge-
einintereſſe längſt derdiente.

Dem Woöohnungsbau ſtellten ſich aber nicht nur die mili-
däriſchen Bauverbote, ſondern im ſteigenden Maße auch die,
ungeheuerliche Verteuerung der Bauſtoffe
ntgegen! Auf dieſem Gebiete hat eize Ausnutzung dereng ſtattgefunden, die zum Himmel ſchreit.
7 (1000 Stück), die vor dem Kriege beiſpielsweiſe

b Ofen 23--25 M. koſteten, erfordern jetzt eine Ausgabe von82 M. Zement (10 000 Kilo) koſtete vor dem Kriege
250-—-300 M. manchmal noch weniger wegen des Ueber-

ngebots jetzt ſind 750 M. als „Höchſtpreis“ zu zahlen.
ie Zementwerke haben es verſtanden, die zuſtändigen Mili-

ärſtellen zu immer neuen Preiszuſchlägen zu bewegen, was
z den ſehr erhöhten Zementdividenden zum Ausdruck kommt.

alk, Kies, Glas uſw. haben ähnliche, zum Teil noch bedeuten-
dere Preisſteigerungen erfahren.

Auch hier iſt der Fiskus „bahnbrechend“ vorgegangen.
ür einen Kubikmeter Bauholz erlöſte er vor dem Kriege

m Mittel 50 M., der Preis iſt mittlerweile auf 170 M. ge
eigert, um „die Konjunktur auszunutzen“.

Der Endeffekt iſt, daß vor dem Kriege eine Dreizimmer-
wohnung etwa 4—-5000 M. Baukoſten erforderte, heute ſind

10--11 000 Mark! Da ſollen billige Kleinwohnungen ge-
baut werden. Wer kann die Mieten und Zinſen für ſo unge-

verteuerte Bauten aufbringen? Wer übernimmt das
iſiko, heute ſo teuer zu bauen in der Vorausſicht, einige

Jahre nach Friedensſchluß zu gewiß erheblich billigem PreisDauen zu können, infolgedeſſen ein natürlicher Mietpreis-
unterſchied entſteht, der die teuren Bauten enorm entwertet!

Hier ſoll ein Ausgleich geſchaffen werden durch die Ab-
vürdung der jetzigen Ueberteuerung der Wohnbauten zu
Laſten des Reiches und des Staates. Der Reichstag hat be
reits im März d. J. beſchloſſen, 500 Millionen Mark zu
Zwecken des Kleinwohnungsbaues ſeien aus Reichsmitteln
bereit zu ſtellen. Die preußiſche Staatsverwaltung will etwa
450 Millionen Mark für den gleichen Zweck, hauptſächlich zur
Beleihung als II. Hypotheken hingeben. Die Abbürdung der
durch die Preistreiberei entſtandenen Ueberteuerung der Bau-
oſten iſt an ſich ſchon eine ſehr bedenkliche Sache. Aber ſei
m wie ihm ſei: wenn nun wenigſtens praktiſch

der Wohnungsbau in umfaſſender Weiſe in
Angriff genommen wäre! Jndeſſen befinden wir
uns hier immer noch im Stadium der „Erwägungen“ und des
Widerſtreits der „Reſſorts“. Wir meinten mit der Einſetzung
eines Reichswohnungskommiſſariats ſei der unendliche „Jn-
ſtanzenzug“ beſeitigt worden, damit nun ehdlich, nach ſo langer
Vorbereitung, wenigſtens in den kritiſchſten Siedelungs-

gebieten die Wohnungsbauten praktiſch in die Hand ge-
nommen würden. Aber wir ſehen keine Praxis eines groß-
zügigen Wohnungsbaues, ſondern immer nur noch „Vor-
bereitungen“, „Erwägungen“, Reſſortdifferenzen u. dgl. mehr.
Und die Zeit iſt ſehr nahe, wo Maſſen woh-
nungsloſer Menſchen in Stadt und Land nach
Unterkunftverlangen!

Was ſoll das werden? Wer trägt die Verantwortung
für die Verzögerung der dringlichſt notwendigen Wohnungs-
bauten? Was kann, was ſoll nun ſchleunigſt geſchehen, .um
das Unheil zu verhüten, deſſen Größe den verantwortlichen
Amtsvertretern rechtzeitig von weitblickenden Wohnungs-
politikern aller politiſchen Parteien in unendlichen Be-
ſprechungen vor Augen geführt worden iſt?!

Der deutſch-böhmiſche Staat
ausgerufen.

Die deutſch-böhmiſchen Abgeordneten verſammelten ſich im nieder
öſterreichiſchen Landhauſe in Wien zur Konſtituierung
Deutſchööhmens. Vorſitzender Pacher ſtellte in der Eröff-
nungsanſprache feſt, daß Deutſchböhmen zum Staate Deutſch
öſterre ich gehöre und niemand ein Recht habe, ein Gelöbnis auf
den tſchechiſchen Staat zu verlangen. Die Verſamlung nahm einſtimmig
eine Entſchließung an, in der gegen die Angliederungsabſichten durch
die Tſchechen Proteſt erhoben wird und beſchloß bis zur Regelung
der Verfaſſung und Verwaltung Deutſchöſterreichs auf demokratiſcher
Grundlage eine vorläufige Verfaſſung für Deutſchböhmen, worin feſt

eſtellt wird, daß der Provinz Deutſchböhmen im Verhältnis zumEleate Deutſchöſterreich alle Rechte und Pflichten zukommen, welche

für ein Königreich Böhmen im Verhältnis zu den übrigen im Reiche
vertretenen Königreichen und Ländern in der böhmiſchen Landordnung
und in den öſterreichiſchen Verfaſſungsgeſetzen niedergelegt ſind. Die
Verfammlung aller jetzt deutſchen Reichsratsabgeordneten Böhmens
bildet einen beſonderen Landtag der Provinz Deutſchböhmen.
Der vorläufige Sitz der Landesvertretung iſt Reichenberg. Der
vorläufige Landtag beſtellt aus ſeiner Mitte einen Landesausſchuß und
eine Landesregierung mit dem Landeshauptmann an der Spitze. Die
Verfaſſung ſieht die Errichtung einer Volkswehr für Deulſchböhmen
vor. Zum Landeshauptmann wird Pacher gewählt Der Landes-
hauptmann wird ermächtigt, ein Darlehen bis zu 100 Millionen Kro-
nen aufzunehmen.

Jn eine Vertrauensmännerverſammlung des den
Dolksrats Böhmen ſtatt, die ſich für den Anſchluß Deutſch

ens an das Deutſche Reich ausſprach und an die deutſche National
verſammlung in Wien eine Kundgebung richtete, worin als deren erſte
Aufgabe die Herſtellung einer dauernden ſtaatsrechtlichen Verbindung
mit dem Deutſchen Reiche bezeichnet und die Errichtung einer Provinz
Deutſchböhmen verlangt wird. An den deutſchen Reichskanzler wurde
ein Telegramm gerichtet, in dem dem unerſchütterlichen Gefühle un

rreißbarer Gemeinſamkeit mit den deutſchen Stammesbrüdern Aus
ck verliehen und dem Volke und der Regierung des Deutſchen Reiches

werſichert wird, daß Deutſchböhmen auf Grund des Selbſtbeſtimmungs-
rechts W ſein Schickſal mit dem des geſamten deutſchen Volkes
verbunden fühle.

Die Errichtung des Tſchechenſtaates.
Prag iſt die Regierungsgewalt durch den tſchechiſchen

Rationalrat übernommen und der tiſchechiſche Staat errich-
tet worden. Die Umwälzung iſt ohne ernſtliche Ruheſtsrung vor ſich
e Die bisherigen Geſetze und Verordnungen bleiben bis auf

Entſcheidungen in Kraft.
Am Montag abend erſchienen der kommandierende Feldmarſchall-

entnant Peſtranep und Feldmarſchalleutnant Kangatoni mit

h h 7 rgewa n die e des nVationalrates.

Die Unruhen in Budapeſt.
Am Montag wurden die Waffenlager geplündert. Mehr

als 3000 Arbeiter haben ſich mit Gewehren und Munition verſehen.
Für Dienstag abend wurden neue Unruhen erwariet.

Die p Stimmung iſt unter das Zeichen e
ſind für den Verkehr pol

r u
treten. Die Haup
ie übrigen Teile der Stadt reifen

Polizeipatrouillen. An den An äulen iſt e
5 unterzeichnete Proklamation an die Bevölkerung

r geſagt wird, daß man alles daran ſetzen würde, um die Unab
hängigkeit Ungarns durchzuſe und in dieſer Richtung um
die Unterſtützung der Bevölkerung erſu

Neuer Polizeiſkandal!
Auflöſung einer ſozialdemokratiſchen Wähler

verſammlung in Berlin I.
n einer übexfüllten Verſammlung in Haverlands Feſtſälen

ſprachen der Genoſſe Reichstagsabgeordneter Rudolf Wiſſell und
ols Redner der Kandidat Genoſſe Heimann. Als in der

dig ſtarke M

Debatte ein Redner vom „Admiral des Atlantiſchen Ozeans“ ſprach,
erklärke der überwachende Beamte die Verſammlung für auf
gelöſtDieſer neue Auflöſungsſtreich der Polizei macht den Eindruck
eines wohlvorbereiteten Schlages gegen die neue
Regierung. Die Herren wollen zeigen, daß ſie die Ankündigung
des Staatsſekretärs Trimbarn nicht im mindeſten reſpektieren,
es wird alſo unmittelbar zu ihrer Ausführung geſchritten wer
den müſſen. Die Polizei kann nur dann verlangen, daß man ihr
gehorcht, wenn ſie ſelber gehorcht, und wenn ſie das nicht kann, muß
man ſie es lehren!

Der fortſchrittliche Kandidat in
Berlin gewählt.

Bei der Reichstagsſtichwahl im erſten Berliner Reichstagswahl
kreiſe iſt der Fortſchrittler Geheimer Juſtizrat Kempner zum

wählt worden. Es haben erhalten: Kemp
ner 2601 Stimmen; Heimann (Sozioldemokrat) 2234 Stimmen.
Ungültig ſind 46 Stimmen.

Die Beteiligung bei der Stichwahl iſt alſo ſehr lebhaft geweſen.
Der ſozialdemokratiſche Kandidat Heimann hat 514 Stimmen mehr er-
halten als bei der Hauptwahl, alſo etwa ſo viel Stimmen, wie die Un
abhängigen erhalten hatten. Da jedoch die J Wahlenthal
tung beſchloſſen hatten, ſo dürften angeſichts der geringen Stimmen-
zahl der Unabhängigen nicht viel unabhängige Wähler für Heimann
eingetreten ſein. Der Stimmenzuwachs Heimanns wäre alſo ein
glänzendes Zeichen für die Werbekraft der ſozialdemokratiſchen Partiei,
und zwar um ſo mehr, als nach der unabhängigen Stichwahlparole
damit zu rechnen war, daß die ſozialdemokratiſchen Stimmen zurück-

ehen würden, weil der Sieg ausſichtslos erſcheinen konnte. Bei einerſeahecer Wahl in Berlin war in der Tat die ſozialdemokratiſche Stim

menzohl im zweiten Wahlgange zurückgegangen, und die Unabhängigen,
voran die Leipziger Volkszeitung, wollten dieſen Umſtand trotz des
ſozialdemokratiſchen Wahlſieges zu einer moraliſchen Niederlage der
Sozialdemokratie machen. Das war natürlich unabhängiges Verlegen-
heitsgerede. Dagegen läßt ſich aus dem Ausgange der Stichwahl mit
Recht nachträglich eine verſtärkte Niederlage der Unabhängigen feſt
ſtellen. Denn haben die unabhängigen Wähler der Stimmenthaltungs-
parole Folge geleiſtet, dann erſcheint die Bedeutung der Unabhängigen
gegenüber der vermehrten ſozialdemokratiſchen Stimmenzahl bei der
Stichwahl noch fragwürdiger als bei der Hauptwahl. Das gilt aber
auch, wenn man annimmt, daß unabhängige Wähler für Heimann
oder gar für Kempner, was auch nicht ausgeſchloſſen iſt, um nämlich
einen Sieg Heimanns zu verhüten geſtimmt haben. Denn dann
würde das Häuflein der „überzeugten“ unabhängigen „Maſſen“ um ſo
kleiner, je mehr eben für einen der beiden Stichwahlkandidaten ge
ſtimmt haben. Auf jeden Fall kann die Sozialdemokratie, obwohl es
ihr nicht gelungen iſt, den Sieg an ihre Fahne zu heften, mit dem Aus-
gange der Stichwahl zufrieden ſein. Sie beſtätigt wie jede Wahl
daß die Wähler die Politik der ſozialdemokratiſchen Partei billigen und
daß die unabhängige Maſſenmache nur Blendwerk iſt.

Eine Mahnung zur Beſonnenheti.
Das Kölner Parteiblatt, die Rheiniſche Zeitung, veröffent-

licht folgenden Aufruf der Sozialdemokrafiſchen Parteileitung an die
Arbeiter Kölns:

Wir alle empfinden die große Ent'cheidung, vor die uns die geſtern
eingelaufene Note Wilſons ſtellt. Für jeden Sozialdemokraten eſe
Entſcheidung klar. Wir begreifen, daß ſich die Stimmung und die Un-
geduld breiter Volksmaſſen in noch ſtärkeren Kundgebungen als bisher
Luft zu machen ſucht. Der Vorſtand des Sozialdemokratiſchen Vereins
und die Bezirkskommiſſion der oberen Rheinprovinz haben heute vor-
mittag den Parteivorſitzenden Ebert über die entſchloſſene Stimmung
der Kölner Arbeiter telegraphiſch unterrichtet und darauf hingewieſen,
daß Zögern nicht mehr am Platze iſt. Wir warnen die Kölner Ar-
beiter nor unüberlegten Schrifſen, die im Augenblick nur die Regklien
ſtärken können. Jſt die Notwendigkeit und die Stunde da, ſo werden
die geordneten Arbeitermaſſen und großer Zuzug aus dem Bürgertum
jedes Friedenshindernis beſelligen, das nicht freiwillig dem Willen der
gewaltigen Volksmehrheit weicht. Wir vertrauen auf die politiſche Ver
nunft und die organiſatoriſche Schulung der Kölner Arbeiter. Es lebe
der deutſche Volksſtaat!

Noskes „Perfidie“ und Ledebour.
S. K. Jn ſeiner letzten Reichstagsrede hat ſich Ledebour mit

äußerſter Grobheit gegen Noske gewandt, weil dieſer daran er
innert hatte, daß ja auch die Unabhängigen verſchiedenemal für die
Kriegskredite geſtimmt hätten. Demgegenüber hat Ledebour be
hauptet, er hätte ſich von vornherein in der ſchärfſten Deeß, gegen
den Krieg und für die Ablehnung der Kriegskredite ausgeſprochen,
und es ſei „eine Perfidie ſondergleichen“, wenn irgend jemand
ihnen deshalb Vorwürfe machte, weil ſie ſich damals ſchließlich aus
Diſziplin gefügt hätten.

Gegenüber dieſem Schimpfausbruch müſſen die Tatſachen feſt
geſtellt werden. Ueber Ledebours Rede in der Fraktion exiſtiert kein
Bericht, wohl aber über die Rede, die Ledebour im Dezember 1914
im Zentralvorſtand für GroßBerlin gehalten hat.

Zur Bewilligung der Kriegskredite.
Ledebour führte damals aus: „Die Frage der Bewilligung der

Kriegskredite iſt keine prinzipielle Frage, ſondern eine ſolche der
Zweckmäßigkeit. Die glücklichſte Formel hierfür hat für die Be
williger der Kriegskredite der Genoſſe Kautsky gefunden, der in der
Fraktion von einer Notſtandsaktion ſprach, etwa ſo, als wäre eine
Hochwaſſerkataſtrophe eingetreten. Die Not war da, deshalb be-
willigte man die Notſtandskredite. Jch kann mir vorſtellen, daß auch
ich für die Bewilligung der Kriegskredite ſtimmte. Aber nur unter
beſtimmten Vorausſetzungen, und zwar:

1. Wenn es ſich um die Verteidigung handelt, z. B. um es
ganz kraß zu zeigen, wenn die Franzoſen am Rhein und die Ruſſen
an der Oder ſtünden; wie überhaupt die Frage, ob es ſich um einen

W n handelt, eine Frage der Abwägung von Tat-
achen iſt.

2. Wenn es ſich um einen Befreiungskrieg des Volkes handelt,
und ich wäre heute noch für die Fortſetzung des Krieges gegen Ruß-
land, wenn es möglich wäre, was z bis jetzt noch nicht glaube, La

ücktedurch dieſe Fortſetzung das unterdr polniſche Volk und andere
vom Joche des Zarismus zu befreien.

Ledebour erklärte ſodann, Liebknecht habe mit ſeiner Kredit
verweigerung bloß ein allgemeines Gelächter hervorgerufen. Jm
Ausland habe man ihn freilich als Helden gefeiert, aber mit Mut
habe das nichts zu tun.

Ledebeur gegen Roſa Luxemburg.
Ledebour fuhr fort: „Geradezu die Hände habe ich über dem

an die deutſ

ine Evom Er W

Roſa Luxemburg am Schluſſe ihrer ſonſt außerordent ichen klugen
W zu den Maßnahmen gemacht hat, die den
Frieden herbeiführen könnten. Sie ſagt da: aus Belgien,raus aus Frankreich mit den de Veeregt Ja, das würde das
Gegenteil herbeiführen wie den Frieden. Wenn unſere Truppen

Grenze zurückgezogen würden, dann würden die
Gegner nicht Frieden machen, dann hieße es: nu aber Und
dann m wir dieſelben Schlachten wie jetzt und unter viel

ren Umſtänden für uns. Alſo davon kann keine Rede

Ledebour für den deutſchen Sieg.
Ge Ströbel und Däumig gewendet, die keine Entſcheidung

durch Sieg oder Niederlage sgewünſcht, hatten, führte Ledebour
e fühle ſo denif

ühle ſo deutſch, wie nur irgend einer, und ich laſſe michan Vaterlandsliebe von keinem Patrioten übertreffen, nur erſte

ich eben die Vaterlandsliebe anders. Und wie nur irgend einer,
wünſche auch ich den Sieg Deutſchlands. Gewiß iſt zu befürchten,
daß nach einem Siege in Deutſchland der Militarismus Triumphe
feiert. Aber ich fürchte dieſen Sieg nicht, denn dieſer Triumph
könnte dann nur ein vorübergehender Rauſch ſein. Bei einer Nieder
lage dagegen würde der Militarismus ins Ungeheuerliche an
ſchwellen und wie eine ſchleichende Krankheit fortdauern.“

Dieſe Zitate mögen für heute genügen! Vielleicht treiben ſie
Herrn Ledebour die e aus, mit der er ſich heute ſo auf
ſpielt, als hätte er alles richtig vorhergeſehen und vorhergeſagt und
als hätten die Sozialdemokraten nur den einen unverzeihlichen
Fehler begangen, nicht auf ihn zu hören. Der Ledebour von 1914
war tatſächlich ein ganz anderer als der Ledebour von 1918, und es
gehört gerade für einen Ledebour ſehr viel Mut dazu, wenn ihm
dieſe Feſtſtellung im Reichstag entgegengehalten wird, von eingzig-
artiger Niedertracht zu ſprechen. Vielleicht iſt der große unab
hängige Wortführer in Zukunft ein wenig vorſichtiger.

Die Frauen und der Friede.
Toeſtches der bangen Frage, die jetzt alle Köpfe und Herzen

wegt:
Bringt uns die nächſte Zeit das Ende des ſchrecklichen

Mordens?
halten es die ſozialdemokratiſchen Frauen GroßBerlins für ihre
Pflicht, den Reichstag und die Regierung nicht im Zweifel über
die h e der Frauen in der Arbeiterſchaft
zu en.Wohl wiſſen wir alle, daß die neue Mehrheitsregierung und be
onders ihre ſozialdemokratiſchen Mitglieder es als ihre ernſteſte
ufgabe anſehen, dem Lande den Frieden zu bringen. Noch aber
ibt es eine ſtarke Richtung im Lande, die in Furcht vor hartenForderungen gegneriſcher Machtpolitiker die letzten Menſchenkräfte

einſetzen, dem Volke die letzten ſchwerſten Entbehrungen zumuten
möchte, um den Zuſammenbruch aufzuhalten.

Bei dem Umfange dieſer Propaganda könnte die Meinung ent
ſtehen, als ob auch die Arbeiterſchaft auf dieſem Boden ſtände.

Die Arbeiterſchaft wird heute zum größten Teil durch Frauen
repräſentiert.

Dieſe Arbeiterfrauen haben einen ungeheuren Teil der Kriegs-
laſten getragen, ſie haben es durch ihre Arbeit überhaupt erſt
möglich gemacht, das Wirtſchaftsleben aufrechtzuerhalten und den
vie zu führen.

un aber, da eine Politik bloßer Gewalt zum Zuſammenbruch
führte, wollen ſie für dieſe Politik nicht länger leiden.

Sie betrachten es nicht als eine Ehrloſigkeit, wenn das deutſche
Volk nach vier Jahren heldenmütigen Kampfes jetzt offen und
frei erklärt: Wir ſind beſiegt. Sie würden es aber nie und nimmer
verſtehen, wenn um des Scheines willen noch mehr koſtbares Blut
vergoſſen werden ſollte.

Jn Berückſichtigung der Tatſache, daß die Kriegslage in der
Zukunft für uns nicht mehr günſtiger werden kann, daß der Kampf
nur noch unmenſchlicher und furchtbarer würde, um ſchließlich zu
noch ſchlimmerem Ende zu führen, halten es die deutſchen Arbeiter
frauen im Jntereſſe des Vaterlandes für geboten, den ſofortigen
Frieden zu ſchließen.
Sie halten es für die Ehrenpflicht des deutſchen Volkes, ſeine
inneren Verhältniſſe ſo zu geſtalten, daß der deutſche Name die
kugerß in der Welt genießt, die einem freien tüchtigen Volke
gebührk.

Wie die männlichen Arbeiter, ſo begreifen auch die denkenden
Frauen im Proletariat, daß uns der ſrget jetzt trotz aller not
wendigen Opfer eine beſſere Zukunft brächte, daß er uns ein
demokratiſches Land bewahrte, ein Land, in dem wir in Freiheit
weiterſchaffen können, bis wir für unſere Kinder ein menſchen-
würdiges Daſein errungen haben.

Dazu brauchen wir den Frieden!
Deshalb fordern wir den Frieden und werden uns jedem Ver

ſuch entgegenſetzen, ihn hinauszuzögern.
Jm Auftrag der weiblichen Parteifunktionäre Groß-Berlins:
Elfriede Ryneck. Klara Vohm-Schuch. Wally Zepler.

Politiſche Veberſicht.
Deutſches Reich.

Ein neuer 15 Milliardenkredit
Aus Berlin wird gemeldet:
Dem Reichstag ſoll demnächſt, neben dem Geſetz über einen

neuen 15-Milliarden-Kredit, der noch nötig iſt, auch wenn ein Frie
den zuſtandekommt, noch ein Geſetzentwurf über ElſaßLothringen
unterbreitet werden, der dir Vorausſetzung für eine ſtaaiskräftige
Umgeſtaltung der Reichslande durch die eigene Initiative der elſaß
lothringiſchen Landesvertretung ſchaffen ſoll.

Staatsſekretär Erzberger als Kontrolleur des
Krieg amtes.

Der Reichskanzler hat, wie die Voſſ. Ztg. hört, geſtern eine Ver
fügung unterzeichnet, wonach der Staatsſekretär Er zberger als
Stellvertreter des Reichskanzlers mit der Kontrolle des Kriegs
amtes betraut wird.

Die Polen bleiben aus dem Reichstag.
Die polniſchen J gedenken den weiterent nicht mehr beizuwohnen. Ein förmlicher Frak-

tionsbeſchluß liegt aber nicht vor. Man beabſichtigt damit eineweitere w. über die polniſchen Unſprüche im
Reichstage zu vermeiden. Die Regierung hat daraufhin die Ver

treter der Polen nicht mehr zu den Beratungen über die Antwort
auf die letzte Wilſon-Note hinzugezogen.

Lichnowſkis Denkſchrift freigegeben.
Wie die Morgenpoſt hört, iſt die bekannte Anklage und Ver

teidigungsſchrift des Fü
gegeben worden.

Auch Mecklenburg.
ſteht auch Mecklenburg vor der Erfüllung der Hoffnungen,

r ßt von der das
Endli

die ſeine

heimen rege Landtag nicht mehr entziehen. Wie man r
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Halle und Saalkreis.
valle, 30. Oktober 1918,

Die Weiterbildung des Kriegs
Miet rechts.

Auf Grund des Ermächtigungsgeſetzes hat (Sept. 1918) der
Bundesrat zwei wichtige Verordnungen beſchloſſen, die für das
Wohnungsrecht und den Mieterſchutz von großer Bedeutung ſind.
Zunächſt handelt es v um eine Aenderung der Verordnung

m Schutz der Mieter, die eine Fortentwicklung des erhöhten
ieterſchußes bedeutet, ferner um eine Bekanntmachung über a

nahmen gegen Wohnungsmangel. Die zweite Verordnung bezweckt
u vermeiden, daß Wohnungen ohne Grund leer-ſtryen und ihrem eigentlichen Zweck entfremdet werden. Weiter

hat der Staatskommiſſar für das Wohnungsweſen an die Regie
rungs- und Oberpräſidenten einen Erlaß herausgegeben mit neuen
Beſtimmungen für die Geſchäfte der Einigungsämter.

Wie ein roter Faden zieht ſich durch beide Verordnungen eine
erhöhte Mitwirkung der Gemeinde. Künftig ſoll die Gemeinde ein
greifen, wenn Mieter zu hoch genommen werden, oder wenn Woh
nungen zum Aufſtapeln' von Gegenſtänden verwandt werden. Die
Gemeinde kann künftig leerſtehende Wohnungen in Anſpruch nehmen
und ſie Wohnungsſuchenden zuweiſen. Für eine Zwangsbewirt
ſchaftung im allgemeinen hat man ſich nicht entſchließen können,
um den Zwang eben möglichſt auszuſchalten. Die Beſtimmungen
nähern ſich den Verordnungen der Kommandierenden Generale,
die für einige Teile des Reichs erlaſſen worden ſind. Es kann nun
mehr, was den Schutz der Mieter betrifft, bei Kündigungen jeder
Art der Mieter das Mieteinigu mit anrufen. Neubauten der
nächſten Jahre ſollen nur mit behördlicher Unterſtützung erfolgen
und nur, wenn eine gewiſſe Sicherheit beſteht, daß ein erträgliches
Mietniveau gewahrt bleibt. Das Verlangen, eine höhere Jnſtanz
als das Mieteinigungsamt zu ſchaffen, iſt aus verſchiedenen
Gründen nicht erfüllt worden. Hervorzuheben iſt auch, daß künftig
hin dem Mieter keine Schwierigkeiten wegen Kinderreichtums ge-
macht werden dürfen. Die Gebührenfreiheit des Verfahrens ſoll
künftighin entfallen bei mutwilliger Anrufung des Amts, ebenſo
entfällt die Beſtimmung, daß beide Parteien das Protokoll zu unter
e haben. Die Verordnung über den Wohnungsmangel
chlägt mehr ins öffentliche Recht. Sie beſtimmt, daß ohne Zu

ſtimmung der Gemeindebehörden Gebäude oder Teile derſelben
nicht abgebrochen werden dürfen, und daß Räume, die bis zum
1. Oktober d. J. zu Wohnzwecken beſtimmt waren, zu anderen
Zwecken nicht verwandt werden dürfen. (Komm. Pr.)

7

Kartoffelverſorgung.
Die Ausfertigung der Bezugsſcheine für Winterkartoffeln vom

Lande war im Stadternährungsamt am 20. Oktober beendigt; die
einzelnen Haushalte ſind benachrichtigt, daß die Scheine zur Ab
holung bereit liegen. Da von einigen Seiten Klagen über zu lang
ſame Ausfertigung der Scheine laut geworden ſind, erſcheint es an
gebracht, eine kurze Erklärung zu geben über die Arbeit, die hier
unter ſchwierigſten Verhältniſſen zu leiſten war. Trotz dringendſter
Vorſtellungen des Magiſtrats bei der Provinzialkartoffelſtelle wurde
ihm erſt am 7. September ein Teil der Kreiſe genannt, die die
Stadt Halle zu beliefern haben. Der Magiſtrat hat ſich noch am
ſelben Tage mit dieſen Kreiſen in Verbindung geſetzt, um Verein
barungen über den direkten Bezug der Haushalte vom Erzeuger zu
treffen. Aber erſt Ende September konnten die Verhandlungen mit
einzelnen Kreiſen abgeſchloſſen werden, da ſich die Landratsämter
nur ſchwer und unter ganz beſonderen Bedingungen bereit finden
ließen, den Bezug von Kartoffeln direkt vom Erzeuger zu geſtatten.
Die Bedenken wurden damit begründet, daß durch die direkten Liefe-
rungen der Erzeuger an die Verbraucher das Hamſtern ungemein
gefördert würde. Es war deshalb dem Stadternährungsamt erſt
Ende September möglich, die bereits in den erſten Tagen des
Auguſt begonnenen Vorarbeiten zu Ende zu führen. Nun mußten
die Bezugsſcheine den Landratsämtern zur Abſtempelung der Aus-
fuhrgenehmigung eingeſandt werden, und es ſind teilweiſe 8 Tage
vergangen, bevor die Bezugsſcheine wieder nach hier zurückkamen.

Schon vor der endgültigen Entſcheidung der einzelnen Kreiſe
über die Ausfuhr von Kartoffeln auf Bezugsſcheine wurde mit der
Verteilung der Antragsformulare in den Brotmarkenausgabeſtellen
begonnen. Die Bekanntmachung erfolgte am 17. September. Aber
nur ein Bruchteil der Haushalte hat das Anmeldeformular in der
vorgeſchriebenen gen in den Brotmarkenausgabeſtellen abgegeben,
mehr als die Hälfte der insgeſamt 18 000 Antragsformulare wurde
verſpätet in der Kartoffelkartenſtelle eingereicht. Dieſe verſpätete
Abgabe und die vielfach geſtellten beſonderen Wünſche haben natür-
lich die Arbeit des Ausſchreibens und des Eintragens in die Karten-
blätter außerordentlich erſchwert. Wenn man berückſichtigt, daß
18 000 Anträge zu erledigen waren, daß jeder Bezugsſchein in das

Deutſcher Heeresbericht vom 29. Okt.
wtb. Großes Hauptquartier, 29. Oktober. (Amtlich.)

Weſtlicher Kriegsſchauplatz
Heeresgruppe Kronprinz Rupprecht.

n der Lys-Niederung wieſen wir Teilangriffe des Gegners
bei Olſene b. Stärkere feindliche Abteilungen, die nordweſtlich
von Conde das öſtliche Schelde-Ufer zu gewinnen ſuchten, wurden
im Gegenſtoß zurückgeworfen. Südlich der Schelde drangen ſtarke
engliſche Angriffe bei Famars vorübergehend in unſere Linien ein.
Das Jnfanterie- Regiment Nr. 176 unter Hauptmann Preußer warf
den Feind völlig zurück. Die 7. Batterie Feld-Artillerie- Regiments
Nr. 71 und die Jnfanterie-Geſchütz-Batterie Nr. 38 trugen in vor
derſter Linie weſentlich zum Erfolge bei. Oeſtlich von Artres wur
den Teilangriffe des Gegners abgewieſen. Der Feind ſetzt die Zer
ſtörung der Ortſchaften in und öſtlich der Schelde-Niederung fort.
Auch Valenciennes lag unter ſtarkem feindlichen Feuer.

Heeresgruppe Deutſcher Kronprinz.
Angriffe der Franzoſen gegen den HOiſe-Kanal zwiſchen Etreux

und Lesqmuielles ſcheiterten in unſerem zuſammengefaßten Ar
tilleriefeuer. Schwache Teile, die über den Kanal vorſtießen, wur
den im Gegenſtoß zurückgeworfen. Weſtlich von Guiſe kamen feind
liche Angriffe in unſerem Feuer nicht voll zur Entwicklung. Am
ſüdlichen Abſchnitt beiderſeits der Straße Laon--Marle wieſen
poſenſche und weſtpreußiſche Regimenter am frühen Morgen ſtarke
Angriffe des Gegners ab.

Heeresgruppe Gallwittzz.
Zwiſchen Aire und Maas zeitweilig auflebende Artillerie

tätigkeit.

Wir ſchoſſen in den beiden letzten Tagen 49 feindliche Flugzeuge
und drei Feſſelballone ab.

Der Chef des Generalſtabes des Feldheeres.

noch in unſerem Volke
vorhanden ſind.

Auf dieſes Wort des Reichskanzlers
Prinzen Max von Baden wird die
H. Kriegsanleihe die Probe abgeben.
Zeichne jeder nach beſter Rraft!

ch kenne die Größe der
gewaltigen Kräfte, die

Kartenblatt des betreffenden Haushalts eingetragen, jeder Haus
halt mittels Poſtkarte aufgefordert werden mußte, ſeinen Bezugs-
ſchein hier in Empfang zu nehmen, daß die daran anſchließende
Ausgabe noch mit der Vereinnahmung der Kommiſſionsgebühr für
die Kreiſe verbunden war, und daß die mit größter Sorgfalt zu
erledigenden Arbeiten faſt ausſchließlich durch ungeſchulte Kriegs
hilfskräfte auszuführen waren, ſo wird jeder Einſichtsvolle zu-
geben, daß die Erledigung jenes gewaltigen Arbeitspenſums in kaum
drei Wochen eine anerkennenswerte Leiſtung darſtellt. Bei dieſer
Gelegenheit ſei noch darauf hingewieſen, daß die Bezugsſchein
gebühren, die vielfach angefeindet werden, keine Einnahme der
Stadt darſtellen, ſondern von den Landratsämtern als Kommiſſions-
gebühren auf Grund der Beſtimmungen der Reichskartoffelſtelle ge-
fordert worden ſind und nach dort abgeführt werden müſſen. Der
Magiſtrat ſelbſt übernimmt ſeine nicht unerheblichen Ausgaben auf
die Stadtkaſſe.

Von den Haushalten, die die Lieferung ihrer Winterkartoffeln
durch die Stadt von einem Kartoffelhändler t haben, ſind
bereits 34 beliefert. Die Belieferung wäre ſchon beendet, wenn
nicht die Zufuhren von wirklich guten Kartoffeln, die ſich für das
Einlagern in den Haushalten eignen, täglich nur in geringen
Mengen einträfen. Diejenigen Haushalte, die ihre Kartoffeln von
einem ſtädtiſchen Lager ſelbſt abholen wollen, werden vorausſichtlich
in den nächſten Tagen aufgerufen werden können. Daß dies nicht
ſchon früher geſchehen iſt, liegt auch an den ungenügenden Liefe
rungen aus den der Stadt zugewieſenen Kreiſen

Es ſei ferner darauf hingewieſen, daß bei den als Winter
vorrat gelieferten Kartoffeln eine Schwundreſerve einbegriffen iſt.
Dieſe iſt auf 9 Pfund für jeden Zentner bemeſſen. Danach mußz. B. bei einer ſtändigen r von 7. Pfund ein Zentner

dreizehn Wochen reichen (7213 91 Pfund, dazu 9 Pfund für
und 1 Zentner). Jeder Haushalt, der ſeinen Wintervorrat

erhalten hat, kann ſogleich mit deſſen Verbrauch beginnen, muß
aber dann ſofort die entſprechenden Kartoffelkarten der Kartoffel
kartenſtelle im Stadternährungsamt einreichen; dazu hat er
der in den Brotmarkenſtellen ausliegenden bedruckten Briefum
ſchläge zu bedienen. Als ſpäteſter Zeitpunkt, zu dem alle Haus
halte mit dem Verbrauch ihres Wintervorrates begonnen haben
müſſen, iſt der 1. Dezember vorgeſehen. et t

Volksabende. (Eindeführt von Profeſſoren der Univerſität.)
Von der Univerſität wird uns geſchrieben: Die Not der Zeit unddie Sorge um die Zukunft unſeres Vaterlandes ſind ſo groß ge

worden, daß jeder einzelne das Bedürfnis hat, ſich auszuſprechett.
Noch nie während des ganzen Krieges iſt unſer Volk durch über
triebene, ja vielfach ganz falſche Gerüchte ſo beunruhigt worden,
wie gerade jetzt. Die Not der Zeit erfordert, daß alle Schichten der
Bevölkerung ſich zuſammenſchließen. r ſollen die von mehrereUniverſitätsprofeſſoren eingeführten Volksabende die Gele enheſt
bieten. Alle haben jetzt, mögen ſie dieſer oder jener Parte angeé

hören, das eine gemeinſame Jntereſſe, Deutſchland ſtark zu er
halten. Es braucht daher kaum betont zu werden, da t Volks
abende keiner Partei dienen. Den einführenden Vortrag hält
Donnerstag, 31. Oktober, abends 83 Uhr, Herr Geheimer Medi-
zinalrat Profeſſor Dr. E. Abderhalden über „Aeußere und innere
Bedingungen für einen guten Frieden“. Dann folgt eine freie Aus
ſprache. Der Zutritt zu dieſem Volksabend iſt vollſtändigfrei.
Als Lokal für dieſen Abend iſt die Kaiſer-Wilhelm-Halle, Neue
Promenade 8, gewählt worden.

Vorträge des Bundes. Mittwoch, den 30. Oktober, findet
abends 85 Uhr in den Thaliaſälen ein Vortrag ſtatt, der in dent
weiteſten Kreiſen Intereſſe finden wird. Es ſpricht nämlich Hett
Leutnant Skauradzun von der hieſigen Flieger-Erſatz-Abteilun
über das Flugweſen. Sr wird an Hand von Lichtbildern die Entt
wicklung des deutſchen Flugweſens ſchildern und über die Ver
wendung der Flußwaffe an der Front ſprechen. Um den Vortrag
allgemein zugänglich zu machen, iſt der Eintrittspreis für Mitglieder
des Bundes auf 30 Pf. und für Nichtmitglieder auf 50 Pf. feſtge
ſetzt worden. Dauerkarten ſind gültig.

Schulbeginn 1. November. Der wegen der Grippe in den
hieſigen Mittel und evangeliſchen Volksſchulen eingeſtellte Schul
unterricht wird am 1. November 1918 wieder aufgenommen.

Abbau der Schnellzugszuſchläge? Die Verwaltungen des
Deutſchen EiſenbahnVerkehrsverbandes haben ſich entſchloſſen, der
Löſung der brennenden Frage eines allmählichen Abbaues der
enormen Verteuerung der Schnellzugsfahrpreiſe näherzutreten. Di
neuen Tarife ſollen tunlichſt am 1. April k. J. in Kraft treten un
ſo geſtaltet werden, daß die jetzigen Zuſchläge um etwa 50 Prozent
herabgeſetzt werden. Die näheren Feſtſetzungen ſind einer Sonder-
kommiſſion vorbehalten, die im Dezember in Berlin oder Dresdenſtattfinden dürfte. Aus einzelnen Jütgen wird dann allerdings die

dritte Wagenklaſſe wieder entfernt werden, jedoch nur bei ſolchen
die in erſter Linie dem großen Durchgangsverkehr dienen.

Gedenket der Armen. Die ſchon 41 Jahre beſtehende Wohltätigkeitsvereinigung der Zigarrenköpfchenſammler zu Halle a. T

beſprach in ihrer letzten Sitzung den durch die ſchwere Zeit ver
ringerten Eingang von Spenden. Bekanntlich unterziehen ſich die
Mitglieder der löblichen Aufgabe allerhand Kleinigkeiten, wie
r unbrauchbare Zigarren, Zigarrenbänder, leere
igarrenkiſten, Flaſchenkorke, Flaſchenkapſeln, Silberſtaniol und

alte Metallteile zu ſammeln, um aus dem Erlös arme Waiſenkindet,
während des Krieges namentlich ſolche gefallener Krieger, mit noöt-
wendigen Kleidungsſtücken, wie Wäſche, Schuhwerk uſw. zu er
freuen. Frankierte Pakete von außerhalb finden dankbare Ver
wendung. Hauptſächlich ſind Zigarrenköpfchen der guten Ver
wendung halber erwünſcht. Außer Herrn E. Lehmann, n
Straße 38, nehmen die in der Stadt verzweigten Nebenſtellen alle
genannten Gegenſtände 9ntgegen. Geldſpenden wolle man dort
ebenfalls, oder dem Leité der Vereinigung, Karrffmann Reinhold
Aßmann, Große Ulrichſtraße 49, gütigſt übermitteln, wo auch das
übrige entgegengenommen wird. Für bisherige Spenden herzlichen
Dank. Anmeldung armer Waiſenkinder zur Beſcherung bei Herrn
Buchbindermeiſter E. Lehmann, Leſſingſtraße 38 vom 1.--15.
November.

Städtiſches Solbad Wittekind. Die Badeanſtalt bleibt vom
1. November ab während der Wintermonate geſchloſſen. (Siehe
Anzeige.)

Ein Kranker. Jn der Trothaer Straße wurde ein in Anſtalts
kleidung befindlicher Mann angehalten, der angab, ſich vor etwa
14 Tagen aus einer Jrrenanſtalt entfernt zu haben. Er wurde
in Gewahrſam genommen.

Wer weiß näheres? Jn der Nacht zum 23. Oktober iſt inHeringen ein Schwein im Gewicht von 150 Pfund geſtohlen worden.

Das Schwein iſt am Tatort abgeſchlachtet worden. Die Täter
haben zwei ungelochte Eiſenbahnfahrkarten 4. Klaſſe Halle Hohen

Zwiſchen Himmel und Srde.

35 Roman von Otto Ludwig.
Dieſe Furcht ließ ihn nicht los, ſie packte ihn immer er

ſtickender. Trug er ſie ſpät in der Nacht heim, dann machte
der ruhige Schlaf ſeiner Frau ihn wütend: Die ſchlief ruhig,
die ihn nicht ſchlafen ließ! Er ſetzte ſich an ihr Bett und
rüttelte ſie auf und erzählte ihr leiſe in das Ohr, was er
an ihrem Liebſten tun will. Es waren grauſige Dinge.
Wenn die Glieder ihr flogen vor Angſt und Entſetzen, dann
lachte er zufrieden auf, daß er noch etwas hatte, ſie aus der
ſtummen Verachtung zu ſcheuchn, womit ſie ſich gegen ihn
gewappnet, und vergaß daran minutenlang ſeine Qual. Dann
lachte er faſt jovial; er hat ihr Angſt machen wollen. Es
iſt nur einer von Fritz Nettenmairs Späßen. So weit haben
ſie ihn doch noch nicht gebracht, im Ernſt an ſolche Dinge zu
denken. Aber wenn ſie Apollonius davon ſagt, dann muß
er es, und ſie trägt die Schuld. Er bewacht ihr jeden Tritt,
ſie kann nichts tun, was er nicht erfährt. Und läßt ſie es
ihn durch einen Dritten wiſſen, ſo wird er ers ihm anſehen.
O Fritz Nettenmair iſt einer, der

Den ganzen Tag über, die halben Nächte ſeg dann die
Frau wie im Fieber umher. An der leidenſchaftlichen An
wächſt ihre Liebe zu Apollonins zur Le
kann es nicht hindern, denn die Leidenſchaft mehrt wiederum
die Angſt; vor dem Gedanken der Angſt hat kein anderer
Platz in ihrer Seele. Hin zu ihm will ſie ſtürzen, ihn mit
preſſenden Armen umfangen, ihn beſchwören dann wieder
will ſie in die Gerichte aber es iſt ja nur ein wilder
Scherz, und ſie wird ihn erſt zum Ernſte machen, ſagt ſie
jemand davon. Sie geht nicht mehr aus der Stube tritt
nicht mehr an ein Fenſter vor Furcht! ſie will jeden Schritt
meiden, jede Bewegung, alles was nur als ein Umſehen nach
Apollonius erſcheinen könnte. Sie hat nicht mehr den Mut,
mit jemand zu reden, weil ihr Mann es erfahren und meinen
kann, ſie trägt ihm eine Botſchaft an ius auf.
Und der Mann ihre wachſende Leidenſchaft, wie
wiederum ſein Mittel, was kommen muß, aufzuhalten, es
nur beſchleunigen wird, und wartet und zählt immer en
diger, daß die nicht brechen und das Tan nicht reißt.

Es war eine ſchwüle Nacht. Die Nacht vor dem
Tage, an welchem Apollonius die irre u

s beginnen wollte. Fritz Nettenmair ſchlich d
Hintertür auf den Den nach dem Schuppen, um nag
Apollonius Fenſter heraufzuſehen. Wenn er das Licht

idenſchaft. Und ſie k

erloſchen ſah, dann pflegte er die Hintertür zu verſchließen
und ſeinen wüſten Neigungen nachzugehen. Seit jener Nacht,
wo Valentin die Hintertür mit dem Schuppenſchlüſſel ge-
öffnet, hängte Fritz Nettenmair an den Riegel noch ein Vor-
legeſchloß. Apollonius war noch nicht zu Bet gegangen. Fritz
Nettenmair wußte, Apollonius löſchte in ſeiner eigenſinnigen
Vorſicht nie das Licht, wenn er ſchon in das Bett geſtiegen
war. Es ſtand dem Bette fern auf ſeinem Schreibtiſch; dort
ſetzte er es in ein Becken und löſchte es, ehe er nach dem
Bette ging. Fritz Nettenmair ballte die Fauſt nach dem Fen-
ſter hinauf. Apollonius zögerte ihm auch hier zu lang. Er
war müde und ging nach dem Schuppen. Der Schlüſſel
gar Hintertür ſchloß auch den Schuppen. Er war dunkel

rin.
Wenn der Schieferdecker ſeine Platten zurichtet, ſitzt er

rittlings auf einer Bank, in deren Mitte das Haueiſen, ſein
kleiner Amboß eingeſchlagen iſt. An eine ſolche ſtieß Fritz
Nettenmair mit dem Bein und nahm den Stoß als eine Auf-
forderung, ſich zu ſetzen. Durch eine Lücke konnte er na
Apollonius' Fenſter ſehen; er wollte das Auslöſchen des Lichts
hier erwarten. Der Schieferdecker verrichtet oft Zimmer-
mannsarbeit, er führt daher auch ein kleines Zimmerbeil
unter ſeinem Werkzeuge. Ein ſolches hatte auf der Bank ge-
legen; es war herabgefallen, als er ſich geſetzt. Er hob es auf
und hielt es abſichtslos in ſeinen Händen; denn ſeine Gedan
en waren mit ihm in der Kammer; er ſaß am Bette der

Frau und ängſtigte ſie mit Drohungen. Der Aerger über das
Zögern Apollonius' machte ſich darin Luft; dieſes Zögern
hinderte ihn, ſich im Trunk Betäubung zu ſuchen. Er hat
ſeine Hand auf das Bett ſeiner Frau geſtützt und fühlt an
den Bewegungen der Decke das Zittern ihrer Glieder. Er
fühlt ſich in ihre Angſt hinein, er fühlt, wie er ſelbſt Apol-
lonius zu ihrem einzigen Gedanken macht: wie ſie morgen
ihm entgegenſtürzen muß, wenn er von der Arbeit heim-
kommt. Und wären ſie nicht ſeine Teufel, wären ſie Engel, es
müßte morgen kommen, was er verhüten will. Wenn ſie ihn
mit der Glut der Angſt umfaßt, das ſchöne, fluchvoll ſchöne
Weib, er müßte nicht Blut in ſeinen Adern haben und hätte
er nie den Gedanken gehabt, mit dem er doch einſchläft und
aufwacht Tag für Tag, er müßte jetzt den Gedanken denken.
Es muß kommen, wovor die bloße Furcht Fritz Nettenmair
zu dem elendeſten der Menſchen gemacht, der ſich ſelbſt an
ſpeien könnte; geſchieht nicht morgen noch, was der Fron-
weißblick geweisſagt. Und nun ſteht er wieder an der Straßen-
ecke und wieder hinauf und harrt und zählt verzweifel-
t als badet in Angſtſchweiß, und die Bretter

n und das u reißt nicht. O, er wird den

ch ſich nicht.

Fronweißblick zum Märchen machen, er wird leben bleiben,
das Jahr, zehn Jahr, hundert Jahr, aus Haß gegen ihn.
Und er zählt immer noch Eins, Zwei; er ſagt: nun muß

da hört er das Geräuſch eines zerreißenden Taus und fährt
auf aus ſeinem wachen Fiebertraum. Die wilde, angſtvolle
Freude iſt vergeblich; er ſteht nicht an der Ecke und ſieht
nach dem Kirchendach hinauf. Er ſitzt im Schuppen; es iſt
Nacht. Aber das Geräuſch hat er gehört: das war keine
Vorſpiegelung der Phantaſie. Und von dort her kam es.
Seine Haare ſtehen empor. Dort liegen die Hängſtühle und die
Flaſchenzüge mit ihren Tauen. Er hat hundertmal erzählen
hören: jeder Schieferdecker weiß, was es ſagen will, das vor
ſpukende Geräuſch. Aber dreimal muß es klingen, als wenn
ein Tau zerriſſe; und er hat es erſt einmal gehört. Er lauſcht,
er preßt die Fauſt auf das Herz. Vor ſeinen Schlägen, vor
dem Brauſen des Blutes die Adern hinauf und hinab, wird
er es nicht hören, wenn es noch einmal klingt und noch ein
mal. Er lauſcht und lauſcht und das Geräuſch wiederholt

Da fährt ein Gedanke wie ein dunkelglühender
Blitz durch den Krampf, in dem all ſeine Gefühle zuſammen-
geballt ſind; der Gedanke, dem Schickſal nachzuhelfen. Er hat
das Zimmerbeil immer noch in ſeinen Händen; abſichtslos iſt
er mit der Handfläche an der Schneide hingefahren; je
kommt ihm zum Bewußtſein, das Beil iſt ſcharf, die E
ſpitzig. Eine ganze Reihe von Gedanken ſteht fertig da; es
iſt, als ſtünden ſie. ſchon lang, und der Blitz hat ſie nur ſicht
bar gemacht. Morgen knüpft Apollonius ſeine Leiter an die
Helmſtange, dann das Tau mit Flaſchenzügen und Fahm
zeug. Fritz Nettenmair greift um ſich und hat das Tau in
der Hand. Das Schickſal will ſeine Hilfe; drum legt. es ſelber
ihm Tau und Beil in die Hand. Wer weiß, daß er hier war
Drei, vier Stiche mit dem Beil im Kreiſe um das Tau, kau
zu ſehen, werden zu einem einzigen großen Riß, wenn
Gewicht eines ſtarken Mannes am Tau zieht und die wu
tende Bewegung des Fahrzeugs um den Turm das Gewi
des Mannes vergrößert. Wer ſieht den Stichen an, daß
abſichtlich gemacht ſind? Ein Tau, das getragen, halb an
der Erde fortſchleift, kann an allerlei Scharfes ſtoßen.
Schickſal hat den Schieferdecker, der zwiſchen Himmel und Er
hängt, in ſeiner Hand. Das Schickſal hält ihn oder läßt ihn
fallen, nicht das Seil oder ein Schnitt darin. Will es ihn
halten, ſchadet kein Schnitt; ſoll er fallen, reißt ein unver
ſehrtes Seil. Und das Schickſal hat ihn ſchon gezeichnet
Ein Tag früher, einer ſpäter, was iſt das, wenn er d
fallen muß? Ein Tag ſpäter und es packt einen Verbreche:
Meint es das Schickſal nicht gut, nimmt es ihn vorher a

r folgt.der Welt? (Fort ſetzung folgt.
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en und die Hälfte eines Pappkartons (50 mal 25 mal 385)
laſſen. Sachdienliche Mitteilungen über Perſonen, die am

d. nach der Gegend Hohenmölſen verreiſt waren, ſind an die
Kriminalpoligei, Zimmer 36 oder 87, zu richten.

Beim Gouvernementsgericht in Köln iſt ein Verfahren gegen
s r Hermann Oelfke anhängig. Dieſer iſt vom

April bis Juni 1917, vom Dezember 1917 bis Mitte Februar 1918
d vom 26. Juni bis 27. Juli. 1918 in verſchiedenen Gegenden
utſchlands in der Uniform eines Unteroffiziers oder Vizefeld

webels umhergereiſt. Er nannte ſich Unteroffizier Schäfer der
ſerve-Sanitätskompagnie 51 oder Vigzefeldwebel Jäger, Adolf
hme, Fritz Schröder, Börner, Peterſen oder Otto Bäumer vom
dwehrJnfanterie Regiment 451.

dieſer Truppenteile hat er viele Geſchäftsleute um Wein, Zigarren
und andere Sachen beſchwinoelt. Oelfke gibt ſelbſt an, in Halle

pei oder drei Firmen um Strumpfwaren beſchwindelt zu haben.
Anzeigen hierüber bisher nicht erſtattet ſind, werden die Ge

ädigten erſucht, ſich recht bald bei der Hriminalpolizei, Drey
ptſtraße 4, Zimmer 37 oder 38, zu melden.

Kellerbrand. Zur Beſeitigung eines Kellerbrandes wurde die
Feuerwehr geſtern nach einem Grundſtück in der Königſtraße ge
xufen. Es verbrannte ein Zentner Heu, das zu nahe an zwei
Aſchenbehälter gelegt worden war. Die Wehr konnte nach kurzer

tigkeit wieder abrücken.
Zuſammenſtoß. An der Ecke Mühlweg- Henriettenſtraße ſtieß

ein Straßenbahnwagen mit einem Reiſegepäckwagen zuſammen,
wobei letzterer zur Seite geſchleudert wurde. Eine im Jnnern des
Wagens befindliche Laterne fiel durch den Anprall zu Boden und
ſetzte mehrere Gepäckſtücke in Brand. Durch die Feuerwehr wurde
W Brand in kurzer Zeit gelöſcht. Die Schuldfrage iſt noch nicht
geklärt.

Theater. Sehens würdigkeiten uſtv.
Stadttheater. Heute, Mittwoch, den 30. findet die Erſtauf-

Sorugt des Schwankes Familie Schimek“ von Kadelburg ſtatt.
s Stück, das an den Kammerſpielen des Deutſchen Theaters weit

über 100 Auffüthrungen erlebte, verzichtet auf jeden literariſchen
Ehrgeiz und iſt nur dazu beſtimmt, einige heitere Stunden zu be haini
reiten. Unter der Spielleitung Adalbert Kriwats wirken in den
Hauptrollen mit die Damen v. Durand, Jonas, Debicke, Grawi
und die Herren Schur, Wedding, Wilcke und Tandar. Donnerstag
Hoffmanns Erzählungen“, Freitag und Sonntag abend „Lohen

in“. Sonnabend, den 2. November findet das 2. Sinfoniekonzert
s Stadttheaters mit Profeſſor Karl Klingler als Soliſt ſtatt.

Aus der Probinz.

Als angeblicher Einkäufer S

e ehe n. Hoffnung deſeden, den Ser-un Uelen am Leben du erhalten

Der Zugder Kraniche. n e rflog am Sonntag nachmittag in ſüdweſtlicher Richtung über unſere
Stadt. Die Tiere werden durch kältere Luftſtrömungen aus ihren
bisherigen Standorten vertrieben worden ſein und ſuchen nun
wärmere Gegenden auf, wo ſie überwintern.

Könnern. 1 Zentner Butter geſtohlen. In der Nacht
zum Sonntag ſtatteten Einbrecher der Dampfmolkerei einen Beb ab. Nach ſchwerer Arbeit erbeuteten die Gauner etwa l Zentner

utter und bereiteten dadurch mancher Hausfrau, die nun auf das
h gebnte köſtliche Gut verzichten mußte, einen empfindlichen

reich.
Zeis. Schwerarbeiter pp. Unter Bezugnahme aufunſere Bekanntmachung vom 9. v. M. erſuchen wir die Arbeitgeber,

ſämtliche Veränderungen n der letzten Meldung in der Zahl der
bei ihnen beſchäftigten Arbeiter bis 5. November d. J. ſchriftlich in
Zimmer 44 zu melden. Steinöl. Die Steinölbücher ſind mit
den abgegebenen Marken am Mittwoch, dem 30. d. M., in Zimmer
44 vorzulegen. Die Karbidhändler haben ebenfalls an dieſem Tage
ein Veſtandsbuch mit den abgegebenen Marken Abſchnitten einzu
reichen Mehl für fleiſchloſe Wochen. Die eingelöſten
Fleiſchmarken Abſchnitte ſind von den Kaufleuten am Donnersta
dem 31. d. M., abgezählt und gebündelt in Zimmer 42 des Rat
hauſes abzugeben.

Bitterfeld. Aus den Verluſtliſten. Die Verluſtlifte Nr. 1277 enthält aus dem Kreiſe Bitterfeld und deſſen Um
gebung folgende Namen: Wilhelm Beyer aus Düben, leicht ver
wundet. Arthur Große aus Pouch, leicht verwundet. Paul Hennig
aus Freiroda, vermißt. Karl Hentſchel aus Holzweißig, ſchwer ver
wundet. Paul Lindenhan aus Wiedemar, leicht verwundet. Ge-
freiter Max Möglich aus Krippehna, leicht verwundet. Unteroffizier
Otto Poetſch aus Klepzig, Kreis Delitzſch, leicht verwundet. Ernſt
Guſtav Quandt aus Authauſen, leicht verwundet. n Walter
Reiche aus Badrina, geſtorben infolge Krankheit. Karl Ruhland
aus Cöſſeln, leicht verwundet. Otto Scharf aus Cöſſeln, leicht ver
wundet. Richard Schiebel aus Crina, leicht verwundet. Karl
Schneider aus Oſtrau, vermißt. Friedrich Schumann aus Löbers-
dorf, geſtorben an ſeinen Wunden. Wilhelm Schwerdt aus GräfenHen vermißt. Paul Sudoff aus Brehna, vermißt. Alfred
Werner aus Zſchepplin, ſchwer verwundet. Richard Winter aus
Hayna, Kreis Delitzſch, vermißt. Sergeant Auguſt Winzer aus
Holzweißig, leicht verwundet. Artur Wolfſteller aus Coſſa, gefallen.
Gefreiter Richard Hirſch aus Ramſin, leicht verwundet.

Bitterfeld. Aus den Verluſtliſten. Die preußiſche Ver
luſtliſte Nr. 1273 enthält aus dem Kreiſe Bitterfeld und deſſen Um
gebung folgende Namen: Gefreiter Max Bachmann aus Petersdorf,
ſchwer verwundet. Bernhard Brüning aus Pruſſendorf, vermißt.
Unteroffizier Otto Clauß aus Glebitzſch, ſchwer verwundet. Gefreiter

Merſeburg. Kind aus dem Fenſter geſt ür z t. Am
Sonnabend nachmittag ſtürzte der 4 Jahre alte Sohn Helmut des

rbeiters Reinhold Büttner, Oelgrube 7 hier wohnhaft, aus dem
nſter. Er hatte am Fenſter der Dachwohnung geſpielt und war
bei zwei Stock hoch in den gepflaſterten Hof geſtürzt. Der Junge

erlitt einen ſchweren Schädelbruch und wurde ſofort ins ſtädtiſche

Otto Giebler aus BVitterfeld, vermißt. Sergeant Otto Große aus
Delitzſch, leicht verwundet. Otto Hammer aus Oſtrau, geſtorben in
folge Krankheit. Leutnant d. Reſ. Paul Hirſch aus Jeßnitz, ver
mißt. Gefreiter Hermann Max Hoppe aus Löbnitz, leicht ver-
wundet. Walter Juſt aus Wedelwitz, leicht verwundet. Gefreiter
Richard Leiſe aus Mühlbeck, gefallen. Unteroffizier Max Niemann

Owald aus Capelle, vermißt. Anterofn ger 3 Stevaoyrtaus Delitzſch, leicht verwundet. Franz re aus Spickendorf,
ſchwer verwundet. Unteroffizier Richard Zimmermann aus Wede

witz, leicht verwundet. 4nbe Schleichhändlerfuhre abgefader a ne Sonntag wurde unweit des zwiſ en afau und
Seegrehua belegenen Vorwerks Hohenroda. on einem Sicherheits-
beamten ein verdächtiges Fuhrwerk h Beim Unterſuchen
der Ladung ſtellte ſich heraus daß auf dem Wagen etwa 8 Zentner

leiſch und 1 Zentner Schweinefleiſch verkaden waren. Das
Fleiſch ſollte nach Angaben des Geſchirrführexs, eines Fuhrmanns
aus der Deſſauer Straße, von Gohrau in Anhalt ſtammen und nach
hier geſchmuggelt werden. Die Ladung wurde beſchlagnahmt und
dürfte jedenfalls auch hald feſtgeſtellt werden, ob das Fleiſch von
einem Diebſtahl herrührt oder nicht.

Hühner- und Gäkſediebſtahl. Nachdem vor etwa
8 Tagen Diebe in das Grundſtück Collegienſtraße 87 von der Wall-
ſtraße aus eingedrungen, einen Stall erbrochen und daraus zwei
Gänſe geſtohlen hatten, ſind ſie in der Nacht zum Sonntag noch-
mals denſelben Weg nehmend, dort geweſen und haben auch die da
mals noch zurückgelaſſene letzte Gans und 7 Hühner geſtohlen.

Helbra. Genoſſe Thiemanns Einäſcherung. Mon-
tag, 28. d. M. wurde unſer noch viel zu früh verſtorbener Freund
im Halliſchen Krematorium durch Einäſcherung zur letzten Rühe be
ſtattet. Es war nur eine kleine, aber erhebend ernſte Feier. Genoſſe
Adolf Thie le hielt die Gedächtnisrede. Er gedachte der ſtillen
Art, in der Genoſſe Thiemann ſtets für unſere Bewegung gewirkt,
ſeines ernſten zuverläſſigen Chargkters und der allgemeinen
Achtung, die ihm alle, die ihn näher kannten, entgegen gebracht
haben. Freunde und Gegner werden Franz Thiemann in ehrender

Erinnerung behalten. c
Städtiſcher Vahrungsmittelverkauf.

Butter. Donnerstag bis Sonnabend auf Abſchnitt 44 der Fett
karte ede Perſon 35 Gramm.

Käſe. Donnerstag, vormittags von 8--12 Uyr: Nr. 16 001-—18 500,
nachmittags von 2—-6hr: Nr. 18501—21 500. Jede Perſon

55 g für 20 Pf. in der Talamtſchule.
Eier. Donnerstag, vormittags von 8--12 Uhr: Nr. 8001--9 500,

nachmittags von 2--6 Uhr: Nr. 9501--11 000 der Lebens-
mittelſcheine in der Talamtſchule. Jede Perſon ein Ei für
42 Pf. Die Eier ſind nicht zum Kochen in der Schale.

Quark. Donnerstag auf Abſchnitt 3 des neuen Einkaufsſcheins
über Molkereierzeugniſſe in den folgenden Stellen: Pötſchke,
Brandenburger Straße 10, Hoppfeld, Streiberſtr. 29, Ende,
Kigcher Str. 10, Schenkling, Forſter Str. 38, Jander, Unter
berg 7. Zugelaſſen ſind diejenigen, welche bei den Vorge
nannten zur Kundenliſte angemeldet ſind. Jedes Kind von
6-12 Jahren Pfund für 42 Pf. Die 77 nitte verlieren
mit dem Tage des Aufrufs ihre Gültigkeit. Nachträglicher
Verkauf kann nicht mehr ſtattfinden.

aus Schladitz, vermißt. Guſtav Noack aus Düben, vermißt. Hans

ſozialdemokratiſcher berein für Halle und den aalkreis

Sonnabend, den 2. VNovember, abenös 8 Uhr:

Große öffentliche Volksverſammlung
TagesOrdnung

r Eintritt 20 Pf.

(alte Partei).

in den Thalia-Sälen, Geiſtſtraße.

„Volksregierung und Friede.“ Freie Ausſprache.
Bekanntmachung.

Auf Grund der Bekanntmachung vom 12. April und 24. Mai d. J.,
betr. die Kohlenverſorgung für den Stadtkreis Halle für die Zeit vom
1. Mai 1918 bis 30. April 1919, wird folgendes beſtimmt:

1. Während des Monats November gelten beim Einkauf kleiner
Kohlenmengen von der roten Kohlenkarte die Nummern 5 10 als

zugebere sh.Die Händler ſind verpflichtet, an ihre Kunden auf jede dieſer
Nummern Zentner Briketts ohne Rückſicht auf die Verſorgung
anderer Verbraucher abzugeben.

Bei genügendem Kohlenvorrat kann gleichzeitig auf mehrere
der genannten Nummern Kohle abgegeben werden. Eine Ver
pflichtung der Händler beſteht hierzu nicht.

2. Die Verbraucher ſind verpflichtet, thren Bedarf bei demjenigenHändler zu decken, bei dem ſie als Kunde angemeldet ſind. die

vorzugsweiſe Abgabe von Kohle auf die noch nicht aufgerufenen
Nummern iſt verboten.

3. Auf die für den Einkauf des Sommerdedarfs ausgegebenen blauen
Kohlenkarten darf vom 1. November d. J. an dis auf weiteres
keine Kohle abgegeben werden.

Die Karten verbleiben in den Händen der Verbraucher oder
der Händler. Ob und wann darauf wieder Kohle geliefert werden
darf, wird ſpäter bekanntgegebden.

4. Die Händler ſind verpflichtet, an jedem Montag die in der vor-
hergehenden Woche belieferten Marken gleichzeitig mit der üblichen
Wochenmeldung an die Ortskohlenſtelle abzugeden.

5. Dieſe Bekanntmachung gilt als Ergänzung unſerer Verordnungen
vom 12. April und 24. Mai d. J. Zuwiderhandlungen unter
liegen den dort angeführten Strafen. (Gefängnis bis zu 6 Mo-
naten oder Geldſtrafe bis zu 1500 M.)
Halle, den 29. Oktober 1918. Der Magjſtrat.

Bekanntmachung.
Feſtſtellung der Zahl der gewerblichen Arbeiter.

Die durch unſere Bekanntmachung vom 25. September 1918 er
forderten Meldungen über die hier beſchäftigten gewerblichen Ar-
beiter ſind nur in ſehr geringer Zahl erſtattet worden eine überaus
große Anzahl von Betrieben iſt der Aufforderung zur Anmeldung
der bei ihnen beſchäftigten Arbeiter nicht nachgekommen. Minde-
ſtens tauſend Betriebe haben die Meldungen nicht eingereicht. Da
aber für die Zuteilung der für die Arbeiter beſtimmten Lebens-
mittelzulagen auf die Stadt die gemeldeten Zahlen maßgebend ſind,
ſo wird die Stadt, wenn ſeitens der Zentralſtellen die äußerſt ge
ringe Zahl der gemeldeten Arbeiter zugrunde gelegt wird, viel zu
wenig Lebensmittelzulagen erhalten. Die Folge davon wird ſein,
daß alle diejenigen Betriebe, welche die Meldungen nicht erſtattet
haben, mit Lebensmittelzulagen nicht bedacht werden können.
Sollten ſich hieraus Schwierigkeiten für die Betriebe ergeben, ſo
ſind ſie ſelbſt durch die Unterlaſſung der Meldung ſchuld daran.

Zur Verhütung der Kürzung von Lebensmittelzulagen für die
Folge werden die ſämtlichen hieſigen Betriebe, welche Arbeiter be
ſchäftigen, alſo auch die Kleingewerbetreibenden, Handwerker und
die Reichs und Staatsbetriebe aufgefordert, namentliche Verzeich-
niſſe der m ihnen beſchäftigten Meiſter, Arbeiter und Arbeite
rinnen (nicht! Kriegsgefangenen) nach dem untenſtehenden Muſter
aufzuſtellen unter genauer Angabe der Berufstätigkeit und des
Wohnortes der einzelnen Perſonen.

Der Betriebsinhaber bzw. Betriebsleiter iſt dann mit aufzu
führen, wenn er regelmäßig mitarbeitet.

Ferner iſt anzugeben, ob die Beſ
arbeiten oder ob ſie in regelmäßigem

ftigten nur in Tagſchicht

olksabende mit freier Aussprache.

1. Doſsabencli
Donnerstag, d. 31. Oktober, S. Uhr abends
in der Kaiser-Wllhelms-Halte, Neue Pro-
menade 8, eingeleitet vom Geh. Medizinalrat
Prof. Dr. E. Abderhalden mit einem Vortrag
über

eukere und innere Bedingungen
kür einen guten Frieden.“

r Der Tutritt ist für jedermann frei.

Aus dem Felde zurück.

Dr. mecd. Rocefſte
a Bernburger Straße 7.

Sprechazeit nachmittags 2 Vhr. [1657

N. fuchs, Aussta

eeeasosesß5mwW

ſchicht beſchäftigt werden.
echſel in Tag- und Nacht- zulegen.

Der Einberufer.

Angabe, ob nur
Tagſchicht oder oVor und a eerdee Berufs in regelmäßigem

a ta it Wechſel in Tag-Zuname Wohngemeinde) tätigkeit und Nachtſchicht de

ſchäftigt.

Aufzunehmen ſind die am 1. November 1918 beſchäftigten Per
onen.

Die von den Betrieben nach obigem Muſter aufzuſtellenden
Verzeichniſſe Vordrucke werden nicht ausgegeben ſind bis zum
2. November d. J. an das Stadternährungsamt, Abteilung V,
Marktplatz 22, Zimmer 1, einzuſenden.

Wir machen ausdrücklich darauf aufmerkſam, daß durch dieſe
Erhebung an den bisherigen Feſtſtellungen bezüglich der Schwerſt
und Schwerarbeiter nichts geändert wird. Die Erhebung dient viel-mehr lediglich ſtatiſtiſchen Feder ür die Oberverteilung. Es ſind

daher die regelmäßigen Zu und Abgangsmeldungen auam Freitag einer jeden Woche dem S
lung V, zu erſtatten.

Halle, den 24. Oktober 1918.
Bekanntmachung.

Vorlage des Kuhkataſters betreffend!
Die Kuhhaller der hieſigen Stadt werden hiermit aufgefordert, das

von ihnen zu u Rindviehkataſter über die Anzahl der bei
vorhandenen Milchkühe, Spannkühe, männlichen Zugtiere und K
binnen 3 Tagen dem ährungsamt, Markt 22, Zinmer 35, vor

Halle, den 209. Oktober 1918. Der Magiſtrat.

fernerhin
tadternährungsamt, Abtei-

Der Magiſtrat.

Kredit auch nach auswärts

ttungs-Geschäft,

Halle a. S., Gr. Ulrichstr. 58, I. Etage.

Empfehle mein großesLager in 3 Etafen in

auf

Teilzahlung et
[1270

T
I Anfang 7,30 Uhr. Ende 10,15 Uhr

r Die Badeanstalt

kkuffmanns krredlngen

bleibt vom 1. November

Oper von Offenb

ab während der Winter-

Freitag Lohengein.

monate geschlossen.

0. Blankenstein,
0b. Leipziger
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